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Proaktive Täter:innenarbeit

Täter:innenarbeit ist Opferschutz
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Rahmendaten

Land Niedersachsen:

Fläche: 47.624 km2

Einwohner: 8.161.293 (Stand 03/2024)

Region Hannover

Fläche: 2.291 km2

Einwohner: 1.177.728 (Stand 03/2024)

Davon im

Stadtgebiet Hannover

Fläche: 204,14 km2

Einwohner: 548.401 (Stand 03/2024)
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Häusliche Gewalt beinhaltet alle Formen körperlicher, sexueller oder psychischer 

Gewalt und umfasst familiäre sowie partnerschaftliche Gewalt. 

Häusliche Gewalt liegt vor, wenn die Gewalt zwischen Personen stattfindet, die in 

einer familiären oder partnerschaftlichen Beziehung zusammenwohnen.

Sie liegt auch vor, wenn sie unabhängig von einem gemeinsamen Haushalt 

innerhalb der Familie oder in aktuellen oder ehemaligen Partnerschaften 

geschieht.

(Definition gem. Handreichung der Polizei III des Nds. MI für Inneres und Sport gem. Beschluss 215. IMK im Dezember 2021/ bundeseinheitliche 

Definition, bundesweites Lagebild) 

Definition
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Historie

1992

Gründung 
Runder Tisch 

gegen 
Männer-

gewalt in der 
Familie

→ HAIProjekt

1995

Telefonaktion

Trainings-
programm

1996

Gesamt-
konzeption

Erste 
Schulungen 

Polizei

Gründung 
Männerbüro

1997

Offizielle 
Umsetzung 

HAIP

2000

Deutschland-
weite 

Evaluation

2002

Inkrafttreten 
Gewaltschutzgesetz , 

HAIProjekt →

HAIProgramm

2006

Einrichtung 
BISS

2012

Kooperations-
vereinbarung 
Männerbüro 

Hannover e.V.

2017

Geschäfts-
stelle

2023

Kooperations-
vertrag

Männerbüro 
Hannover e.V.

Die Gruppe 
Jugendhilfe 

gGmbH

TäBea
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Einsatz- und Streifendienst (ESD)

Prüfung Maßnahmen

Sachverhaltsklärung vor Ort

Checkliste Danger Assessment 
Scale (DAS)

Dokumentation/ Berichtspflichten/ 
Übersendung Formular Häusliche 
Gewalt

Meldung Häusliche Gewalt
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Danger Assessment Scale (DAS)
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Risikoeinschätzung
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1. Mitteilung an Beratungs- und Interventionsstelle (BISS)

(Daten des Opfers männlich/weiblich, weitere Daten anonymisiert)  

2. Mitteilung an die Stelle für Täter*innenarbeit

(Daten des Täters männlich/weiblich, weitere Daten anonymisiert)

3. Mitteilung an das Jugendamt –Häusliche Gewalt-

(Daten der Schutzpersonen, die mittelbar/unmittelbar betroffen sind)

Inhalt der Mitteilung: „Kurzsachverhalt“, Freitext zum Verhalten der Personen, Bezeichnung 
der Straftat/ Sonstiges Ereignis, Tatort, Angaben zur polizeilichen Vorgangsnummer und 

Sachbearbeiter*in

Formular Häusliche Gewalt 
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(1) 1Die Verwaltungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 

übermitteln, soweit dies

1. zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist,

2. die Empfänger ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft machen und kein Grund zu der Annahme 

besteht, dass das schutzwürdige Interesse der Betroffenen an der Geheimhaltung überwiegt, oder

3. sie im öffentlichen Interesse liegt oder hierfür ein berechtigtes Interesse geltend gemacht wird und die Betroffenen in diesen Fällen der 

Übermittlung nicht widersprochen haben.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 sind die Betroffenen über die beabsichtigte Übermittlung, die Art der zu übermittelnden Daten und den 

Verwendungszweck in geeigneter Weise und rechtzeitig zu unterrichten. 3Die übermittelnde Stelle hat die Empfänger zu verpflichten, die Daten nur für 

die Zwecke zu verarbeiten, zu denen sie ihnen übermittelt werden.

(2) 1Die Verwaltungsbehörden und die Polizei können Daten und Abbildungen einer Person zum Zweck der Ermittlung der Identität oder des 

Aufenthaltsortes oder zur Warnung öffentlich bekannt geben, wenn

1. dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben unerlässlich ist oder

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine Straftat von erheblicher Bedeutung begehen wird, und die Bekanntgabe zur 

Verhütung dieser Straftat unerlässlich ist.

2 § 40 Abs. 2 ist nicht anzuwenden, wenn die Warnung mit einer wertenden Angabe über die Person verbunden ist.

§ 44 NPOG 
Datenübermittlung an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen
Bereichs, Bekanntgabe an die Öffentlichkeit
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Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. Gefahr:

eine konkrete Gefahr, das heißt eine Sachlage, bei der im einzelnen Fall die 

hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für die 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung eintreten wird; […]

!!! Wichtig : Einzelfallbezogene Prüfung!!!

§ 2 Nr. 1 NPOG 
Begriffsbestimmungen
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Kriminalermittlungsdienst (KED)
Bewertung der Checkliste DAS aus 
dem ESD

Bewertung der Dynamik und 
Gewichtung risikoerhöhender und 
-minimierender Indikatoren

Erhebung weiterer Informationen

Vernehmung, weitere 
polizeiliche Maßnahmen

Interdisziplinäre Fallkonferenz bei 
Hochrisikofall
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(Grundsätzlicher) Teilnehmerkreis: 

Polizei

Staatsanwaltschaft 

Opferunterstützungseinrichtungen

Stellen für Täterarbeit bzw. für Täterinnenarbeit 

Jugendamt (wenn Kinder betroffen sind)

Je nach regionalen Gegebenheiten und Fallkonstellationen können weitere Netzwerkvertretungen/ andere 

Einrichtungen hinzukommen!

Eine Fallkonferenz kann von jeder Institution einberufen werden und muss nicht immer von Seiten der 

Polizei initiiert werden! Schweigepflichtentbindung des Opfers ist zuvor einzuholen!

Hochrisikofallkonferenz
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Netzwerkarbeit

• Runde Tische

• Fachtage (Polizei, Beratungsstellen, LPR, u.a.)

• Fortbildung

• Fallkonferenzen

• Austausch
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- Proaktive Täter*innenarbeit ist Opferschutz und Kinderschutz

- Beratungsstellen müssen zeitnah durch die Polizei informiert werden

- Täter*innenarbeit mindert erneutes polizeiliches Einschreiten

Fazit

https://www.taeterarbeit-niedersachsen.de/erklaerfilm
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Polizeidirektion Hannover

Polizeiinspektion Garbsen

Ines Schürmeyer, KHK‘in

Meyenfelder Str. 3

30823 Garbsen

E-Mail: ines.schuermeyer@polizei.niedersachsen.de


